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Eigentlich kann sich das Großherzog-
tum glücklich schätzen. Luxemburg hat 
die nötigen finanziellen Ressourcen für 
gute Schulen, es gibt eine Universität die 
mit großem Aufwand und Knowhow Bil-
dungsforschung in den unterschiedlichs- 
ten Bereichen und aus verschiedenen For-
schungsrichtungen betreibt, und der po-
litische Wille, notwendige Reformen in 
die Wege zu leiten und zu unterstützen 
wird von allen Seiten wiederholt prokla-
miert. Und trotzdem kommen die be-
gonnenen Reformen nur schleppend in 
Gang und Politik und Interessenvertreter 
verstricken sich in schwer überwindbare 
Grabenkämpfe. 

Die Reform ist das Ziel – oder die 
Katze beißt sich in den Schwanz

Fest steht, dass der gesellschaftliche Druck 
auf Politik und Schule hoch ist. Das Er-
ziehungsministerium (MENFP) sieht sich 
nach den Studien der OECD, den Erwar-
tungen der Wirtschaft und der veränderten 
Lebenswirklichkeit  der luxemburgischen 
Mittelschichtfamilien (Migrationsgesell-
schaft, Diversifizierung der Wirtschaft, 
Internationalisierung des Arbeitsmarktes, 
usw.) unter Zugzwang. 

Die Einsicht, dass ein Schulgesetz von 
1912 nicht mehr mit der gesellschaftli-
chen Realität von heute vereinbar sein 

kann, ist mittlerweile in der politischen 
Sphäre angekommen. Alle erkennen den 
dringenden Handlungsbedarf und alle 
sind sich einig: die Schule muss sich den 
neuen gesellschaftlichen Herausforderun-
gen stellen. 

Über die Grundprinzipien, Werte und 
gesellschaftlichen Ziele, die einer Reform 
immer (ob implizit oder explizit) zugrunde 
liegen, wurde bisher allerdings nicht dis-
kutiert. Dies führt zu einem polysemen 

bis oft widersprüchlichen Gebrauch von 
Begriffen, die die derzeitigen Reformdis-
kurse prägen. Will heißen: Alle sagen das 
Gleiche, meinen aber Unterschiedliches. 
Beispielsweise fehlt eine konstruktive De-
batte über Begriffe wie „Differenzierung“, 
„Inklusion“, „Evaluation“. Von vielen 
wird zum Beispiel die Gesamtschule als 
Lösungsmodell angeführt. Meinen die 
Einen ein Kohabitationsmodell mit un-
terschiedlichen Leistungsgruppen oder 
gar Schultypen unter einem Dach, ver-
weisen Andere auf gemeinsames Lernen 
in gemischten Gruppen bis zum Ende der 
Pflichtschulzeit. 

Luxemburg hat keine wirkliche Reformer-
fahrung im Bildungsbereich. Jahrzehnte-
lang zeigte sich das Erziehungsministerium 

reformresistent. Von den Bestrebungen 
der sozial-liberalen Koalition der siebzi-
ger Jahre hat nur wenig überlebt. Mit der 
Übernahme des Ressorts durch die LSAP 
2004 und der Ablösung der CSV auf 
dem Posten wurde politisch der Weg für 
Reformen freigeräumt. Der Handlungs-
druck nach Veröffentlichung der ersten 
Pisa-Studien und die desaströse Zahl der 
Schulabbrecher ohne Abschluss ließ der 
Politik auch keine andere Wahl. Eine Re-
form musste her, das war politischer Kon-
sens. Allerdings auch der einzige. Anstatt 
zu diesem Zeitpunkt alle Akteure in eine 
nationale Debatte über Ziele, Werte und 
Wege der Reform einzubeziehen, wurde 
erst einmal hinter den Ministeriumstüren 
ausgearbeitet, was praktikabel und kos- 
tengünstig erschien. Als die Hauptlinien 
entschieden waren, wurden die Betrof-
fenen an den Tisch gebeten und ihnen 
diese Reform als die einzig mögliche und 
sinnvolle dargelegt. Dass dieses Vorgehen 
auch auf Widerstände stieß und stößt und 
Resignation provoziert, ist nicht weiter 
überraschend.

Schwer vereinbare Logik der Systeme

Hinzu kommt, dass das Ministerium den 
politischen und gesellschaftlichen Druck 
ungefiltert an die Akteure des Systems 
weitergibt. 

Zum Einen führt dies zu einem konflikt-
beladenen Umgang mit der Universität 
Luxemburg. Die junge, oft von führen-
den Ministerialbeamten als Kuckucksei 
wahrgenommene Institution, steckt selbst 
noch in einem Aufbauprozess. Die vom 
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MENFP gestellten Erwartungen könnte 
allerdings auch eine arrivierte Institution 
nicht erfüllen. Unabhängige und ergeb-
nisoffene Forschung kann kein Zuliefer-
betrieb der Politik sein. So fällt es den 
politischen Entscheidern schwer zu verste-
hen, dass es nicht Aufgabe der universi-
tären Forschung ist politische Reformen 
(nachträglich) zu legitimieren, auch wenn 
Projekte vom Ministerium mitfinanziert 
werden. Dies nach der jahrzehntelangen 
Praxis unliebsame Studienergebnisse in 
Schubladen zu verstecken...

Da das politische System in Legislaturpe-
rioden funktioniert, ist die Finanzierung 
von meist aufwendigen, kostspieligen 
– wenn auch überaus sinnvollen – Lang-
zeitstudien seitens der Regierung nahezu 
illusionär. Vom Ministerium mit einer hal-
ben Stelle an die Universität abgeordnete 
Lehrer sind nur noch in der Lehrerausbil-
dung tätig. Die Möglichkeit zu forschen 
und somit ein nötiges Bindeglied zwi-
schen der Praxis und der pädagogischen 
und didaktischen Forschung herzustellen, 
ist vorgeblich unter Sparzwang und Effi- 
zienzsteigerung weggebrochen. 

Ebenso verhält es sich mit kooperativer 
Forschung, an der Lehrer und Wissen-
schaftler gleichermaßen beteiligt sind und 
deren Forschungsinhalte und -ziele da-
durch weitaus mehr auf die Bedürfnisse 
der Schulpraxis zugeschnitten sind als dies 

allein von Seiten der Wissenschaft orches- 
trierte Projekte je leisten können. Der Ver-
such mit Eis Schoul, genau solch eine de-
mokratische und zugleich unprätentiöse 
Forschungspraxis mit allen Beteiligten ge-
meinsam aufzubauen, ist im Sande verlau-
fen. Einem ersten abgeschlossenen Projekt 
zur Portfolioarbeit und damit einherge-
henden Innovationen in der Lehr-Lern-
Praxis ist kein weiteres gefolgt. Weder das 
Ministerium noch die Universität schei-
nen diesen praxisnahen Forschungsansatz 
langfristig unterstützen zu wollen.

Von der Lehrerschaft wiederum werden 
die Studien der Universität nur sehr einge-
schränkt rezipiert. Gerade die Forschung, 
die Lern- und Unterrichtsprozesse unter-
sucht, könnte jedoch den Lehrpersonen 
wichtige Informationen und Perspektiven 
zur Weiterentwicklung der eigenen tägli-
chen Unterrichtspraxis mit auf den Weg 
geben. Die Ursachen für dieses Kommuni-
kationsdefizit liegen sicherlich auf beiden 
Seiten. Die Forscher, oft mit Zeitverträgen 
an einen von der Universität oder dem 
Fonds national de la Recherche (FNR) 
abhängigen engen Projektplan gebunden, 
haben selten die zeitlichen Ressourcen die 
Forschungsergebnisse aus dem sprachlich 
verklausulierten Kokon der wissenschaft-
lichen Gemeinschaft zu befreien und für 
die Akteure verständlich zu machen oder 
sie gar mit in die Forschungsvorhaben mit 
einzubinden. Viele haben daran auch kein 

Interesse, da sie sich nach einigen wenigen 
Jahren gezwungen sehen, die Universität zu 
verlassen und sich auf andere Forschungs-
stellen zu bewerben, bei denen es auf den 
Umfang wissenschaftlicher Publikatio-
nen ankommt. Mit aufwendiger, praxis- 
naher kooperativer Forschung gibt es bis-
lang noch nicht viele Blumentöpfe auf 
dem Wissenschaftsparkett zu gewinnen.

Verändern bedeutet anders  
zu handeln

Es bleibt leider festzustellen, dass sich 
viele Lehrerinnen und Lehrer nicht offen 
für neueste Entwicklungen in ihrem Be-
rufsfeld zeigen. Dies ist zum Teil auf den 
luxemburgischen Lehrerhabitus zurückzu-
führen. Die allermeisten Lehrerinnen und 
Lehrer entstammen der luxemburgischen 
Mittelschicht und sind meistens problem-
los durch das Schulsystem gekommen. 
Die Lehrerlaufbahn ist wie wenige an-
dere vorhersehbar und der Anpassungs-
zwang gering. So gibt die Vorstellung, 
sich nach bestandenem Abitur und Hoch-
schulstudium wieder in einen scheinbar 
bekannten Kontext zu begeben, vielen 
Lehramtsanwärter(innen) ein Gefühl von 
Sicherheit. In der Praxis angekommen, 
stellen viele erschrocken fest, dass dies 
ein Trugschluss war und verlieren schnell 
Motivation und Innovationskraft. Von 
denen, die durch das Beharrungsvermö-
gen des Systems ausgebremst werden ganz  
zu schweigen. Andere entwickeln eine 
Wagenburg-Mentalität, in der das Umfeld 
(Schülerinnen und Schüler, Eltern, Ins- 
pektorinnen und Inspektoren, MENFP) 
als bedrohlich wahrgenommen wird.

Die veränderten Erwartungen der Mittel-
schicht und der Wirtschaft an die Schule, 
der daraus resultierende politische Druck 
in Form von Reformvorhaben wirken auf 
diese Akteure umso verunsichernder. Statt 
den Lehrern und einer Schulgemeinschaft 
Zeit zur Veränderung zu geben sowie das 
Recht einzugestehen, die zur Entwicklung 
nötigen Fehler machen zu dürfen, schafft 
es auch das MENFP nicht sich den nö-
tigen Abstand zu verschaffen und bleibt  
in politischen Handlungsmustern und 
Aktionismus gefangen. 

Rezipiert werden die Reformvorgaben von 
den Lehrerinnen und Lehrern somit oft 
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als ein unüberschaubarer Berg an vielen, 
neu auf sie zurollenden und für sie unzu-
sammenhängenden Anforderungen, die 
zum ganz normalen und anstrengenden 
Unterrichtsalltag noch hinzu kommen. 
Unter Stress stehende Akteure können je-
doch gar nicht offen für Veränderungen 
sein, sondern neigen dazu in eingeübte, 
bekannte Schemata zurückzufallen.

Veränderungen können sich nur einstel-
len, wenn man den Akteuren dazu verhilft 
grundsätzlich anders handeln zu können, 
statt immer mehr zu tun. Da jedoch keine 
breite Debatte über Werte und Prinzipien 
der Reform, mit dem Ziel einen wirklichen 
gesellschaftlichen Konsens herzustellen, 
geführt wurde, gibt sich das Ministerium 
mit einem politischen Formelkompromiss 
und einem Scheinkonsens zufrieden. 

Tabus führen zu Sprachlosigkeit

Wer möchte schon laut formulieren, dass 
es schwer möglich ist eine neue Genera-
tion Schülerinnen und Schüler auszubil-
den, die ebenso versiert wie die vorherigen 
Generationen Geschichtsdaten paukt und 
tadellos sämtliche Regeln und Ausnahmen 
der französischen Rechtschreibung nach 
der Grammatik-Übersetzungsmethode 
verinnerlicht hat und daneben selbststän-
diges und kooperatives Arbeiten lernt, 
sich im Zeitalter des Internets dokumen-
tieren, kreativ denken kann, mehrsprachig 
ist und komplexe Prozesse in den unter-
schiedlichsten Wissensbereichen versteht 
und kritisch hinterleuchtet? 

Dass Minimalkompetenzsockel und In-
klusion unvereinbar sind? Dass man sich 
nicht einer Schule für Alle verschreiben 
kann ohne Institutionen und Strukturen 
wie die Education différenciée und die 
Inklusionskommission in ihrer heutigen 
Form in Frage zu stellen? Dass man Schü-
ler schwer bestmöglich fördern kann, wenn 
nur theoretisch ein multiprofessionelles 
Team mit hohem Kompetenzpotential zur 
Verfügung steht, rechtlich das System aber 
immer noch auf die Verantwortung des 
Klassenlehrers ausgerichtet ist? 

Dass das Schulsystem nicht sozial gerech-
ter werden kann, wenn man die Hetero-
genität der Schüler nicht anerkennt und 
immer noch durch Klassenwiederholun-

gen, Abschiebungen ins Sonderschulwe-
sen oder über die Landesgrenze versucht 
zu homogenisieren? Dass es auch nicht 
gerechter wird wenn es weiterhin in einem 
gegliederten weiterführenden Schulwesen 
und in Vorbereitung auf die Erwartungen 
und Anforderungen von Wirtschaft und 
Arbeitsmarkt bestrebt ist die Spreu vom 
Weizen zu trennen? 

Zu Veränderungsprozessen gehört auch 
die Bereitschaft aller Beteiligten sich von 
alten Überzeugungen und Praktiken zu 
verabschieden sowie das Besinnen auf die 
eigenen Ressourcen als Ausgangspunkt für 
positive Entwicklungen. 

Umso unverständlicher ist es, dass die Re-
gierung zur Reform des weiterführenden 
Schulsystems auch noch tiefgreifende Ver-
änderungen am Lehrerstatut plant. Statt 
die Lehrerinnen und Lehrer in eine wirk-
liche Diskussion über die Zukunft des 
Schulsystems einzubeziehen und so gut 
wie möglich durch die Reform zu beglei-
ten, werden diese noch zusätzlich verunsi-
chert und vor den Kopf gestoßen. Damit 
wird der ohnehin kleine Spielraum für die 
Entwicklung einer konstruktiven Ausein-
andersetzung erst einmal verbaut. Verän-
derungen brauchen auch die Bereitschaft 
konstruktiv lösungs- und sachorientierte 
Konflikte zu führen. Wenn das Ministe-
rium provoziert, dass sich diese auf andere 
Felder und Grabenkämpfe verlagern, kann 
auch die beste Reform nicht greifen.

Mit der Kühltruhe zum Pol?

Doch welches könnten Perspektiven für 
einen wirklichen Wandel im Schulsystem 
und der Lehr-Lern-Kultur sein? Voraus-
setzung ist eine gesellschaftlich geführte 
Auseinandersetzung über die Zielsetzun-
gen und Werte der Reform sowie die Klä-
rung und Offenlegung der Interessen und 
Sorgen der Beteiligten. Hierbei müssen 
auch sorgfältig psychologische Gründe 
und Verteidigungsmechanismen von po-

litischen und pädagogischen Argumenten 
getrennt werden. Solange das nicht ge-
schieht sind letzten Endes die Schüler und 
ihre Eltern die Leidtragenden. Was nützt 
es ein neues Schiff zu bauen, wenn kein 
Konsens darüber besteht, ob man damit 
eine Expedition ins Polarmeer starten oder 
Kreuzfahrten in der Südsee organisieren 
will? Letztendlich fehlt eine gemeinsame 
Vorstellung, eine Vision der Schule von 
morgen.

Veränderungen brauchen viel Zeit und 
keine der widerstreitenden Seiten kann 
ohne die Gegenseite die Reform erfolg-
reich umsetzen, sondern man muss die 
Ängste und Argumente Ernst nehmen 
und existierende Ressourcen und Kompe-
tenzen anerkennen. Hier könnte auch die 
Universität eine wichtige Brücke schlagen, 
wenn man sie lässt und es ihr strukturell 
ermöglicht, mit der Lehrerausbildung und 
einer praxisnahen Unterrichtsforschung. 

Ein interessanter Gedanke wäre auch die 
Lehrerlaufbahn verstärkt für Quereinstei-
ger zu öffnen, um so neue Perspektiven 
zu ermöglichen. Oder Lehrer dazu zu be-
wegen in gewissen Zeitabständen Erfah-
rungen in anderen Gesellschaftsbereichen 
(z.B. in Form von einer mehrmonatigen 
Beteiligung an sozialen, wissenschaftlichen 
oder kulturellen Projekten) zu sammeln 
und sich mit anderen Lebenswirklichkei-
ten zu konfrontieren. Auch diesen Akti-
onsfeldern könnten die Kompetenzen der 
Lehrerschaft zugutekommen und das öf-
fentliche Geld wäre nachhaltig investiert. 

Lernen bedeutet sich zu verändern. Die-
ses von M. Ferguson proklamierte Prinzip 
wird von Hirnforschern bestätigt. Wenn 
unsere Schülerinnen und Schüler lernen 
sollen, müssen sie sich auf ihr Wissen und 
ihre Fähigkeiten stützen können. Ihnen 
muss eine Lernumgebung bereit gestellt 
werden, in der sie sich anerkannt und si-
cher fühlen, in der Unbekanntes neugierig 
und entdeckungsfreudig macht. Lernsi-
tuationen müssen Sinn machen und die 
Schülerinnen und Schüler müssen durch 
eigene Tätigkeit und Austausch unterein-
ander, durch eigene Erfahrungen und auch 
Fehler neue Denk- und Verhaltensmuster 
aufbauen können. Gleiches gilt auch für 
die Akteure des Schulsystems. u
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Einige Lehrer entwickeln eine 
Wagenburg-Mentalität, in der das 

Umfeld (Schülerinnen und Schüler, 
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wahrgenommen wird.


